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1949 


Drucksache Nr. 3202 




Bericht 

des Wahlprüfungsausschusses 
(2. Ausschuß) 

über die Wahlanfechtung 

1. der SPD Wetzlar, vertreten durdi den Gesdiäftsführer 
Panze, Wetzlar, Bebelplatz, 

2. des Kreiswahlaussdiusses Wetzlar, 
vertreten durch den Kreiswahlleiter 

Amtmaon Paul Vollmerhaus, stellvertretender Wahlleiter 
des Kreiswahlausschnsses Wetzlar, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum ersten 
Deutsdien Bundestag vom 14. August 1949 im Lande Hessen, 
Wahlkreis 7 - Oberwetz - 

- AZ 121/49 - 


Berichterstatter : 

Abgeordneter Mühlenberg 

Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entscheidung 
treffen. 


Bonn, den 14. März 1952 


Der Wahlprüfungsausschufi 


Dr. Schneider 

Vorsitzender 


Mühlenberg 

Berichterstatter 


Brack: Fatcr Buiadorf-Slafbiirg 

AllaiB-Tartrlab : Di. Haai K«c«i. Amdaraacn, Bralta Str. 30 
Qsd VktbadoA« Niatxicheitr. 1 




DEUTSCHER BUNDESTAG 


Beschluß 

In der Wahlanfechtungssachc - AZ 121/49 - 

1. der SPD Wetzlar, vertreten^ durch den Gesdiäftsführer Panze, 
Wetzlar, Bcbclplatz, 

2. des Kreiswahlausschusses Wetzlar, vertreten durch den Kreiswahl- 
Iciter Amtmann Paul Vollmerhaus, stellvertretender Wahlleitcr des 
Krciswahlausschusscs Wetzlar, 

betr. die Wahl zum ersten Deutschen Bundestag vom 14. August 1949 
im Lande Hessen, Wahlkreis 7 - Oberwetz -, 

hat der Bundestag in seiner . . . Sitzung vom 

beschlossen: 

Der Einspruch der Einspruchsführer vom 20. und 
22. August 1949 gegen die Gültigkeit der Wahl 
zum ersten Deutschen Bundestag im Wahlkreis 7 
des Landes Hessen wird zurückgewiesen. 

Tatbestand: 

Die SPD Wetzlar hat am 20. August 1949 telefonisch gegenüber 
dem Kreis Wahlausschuß Wetzlar die Bundestagswahl vom 14, August 
1949 im Wahlbezirk Oberwetz, Kreis Wetzlar, angefochten. Der 
Kreis Wahlausschuß Wetzlar hat am 22. August 1949 beschlossen, die 
Bundestagswahl im Wahlbezirk Oberwetz zu beanstanden. 

Der Einspruch gegen die Gültigkeit der Wahl wird darauf gestützt, 
daß der Bürgermeister von Oberwetz in seiner Eigenschaft als Wahl- 
vorsteher die Wahlhandlung am 14. August 1949 schon um 16.30 Uhr 
geschlossen habe, obwohl von 306 Wahlberechtigten erst 223 ihre 
Stimmen abgegeben hätten. 

Die Einsprechenden sehen hierin einen Verstoß gegen § 68 Absatz 2 
der Hessischen Wahlordnung vom 27. Juni 1949, durch die die 
Wahlzcit von 8 bis 19 Uhr festgesetzt ist, und gegen § 74 Absatz 3 
der Hessischen Wahlordnung, in welcher es heißt: 

Haben alle die im Wählerverzeichnis eingetragenen 
Wähler gewählt und ist anzunehmen, daß Inhaber 
von Wahlscheinen nicht mehr kommen, so kann 
der Wahlvorsteher auf einstimmigen Bescliluß des 
Wahl Vorstandes die Wahl sdion vor 19 Uhr für 
geschlossen erklären. 
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Der Bürgermeister von Oberwetz hat in dem von dem Kreiswahl- 
Iciter in Wetzlar anhängig gemachten Verfahren zur Prüfung der 
Vorgänge in Oberwetz zugegeben, daß die Wahlzeit in Oberwetz 
auf die Zeit von 9 Uhr vormittags bis 16 Uhr nachmittags fest- 
gesetzt worden sei. 

In der öffentlichen mündlichen Verhandlung vor dem Wahlprüfungs- 
ausschuß, an der Vertreter des Bundesministers des Innern und des 
Landeswahlleiters Hessen teilgenommen haben, haben die Vertreter des 
Einspruchsführers zu 2 auf die Akten Bezug genommen, insbesondere 
auf die Niederschrift des Kreisw^ahlaussdiusses Wetzlar vom 
22. August 1949. 


Entsdieidungs^ründe : 

Durch das Verhalten des Bürgermeisters von Oberwetz sind die 
Bestimmungen des § 68 Absatz 2 und § 74 Absatz 3 der Hessischen 
Wahlordnung vom 27. Juli 1949 verletzt. 

Für die Begründetheit der Wahlanfechtung ist jedoch ausschlaggebend, 
ob diese Verletzung von Bestimmungen der Wahlordnung Einfluß 
auf das Wahlergebnis selbst gehabt hat. Diese Frage ist zu verneinen. 

Der Einspruch basiert darauf, daß infolge der zu frühen Beendigung 
der Wahlhandlung in Oberwetz 83 Wähler nicht haben wählen 
können. Durch diese Nichtausübung der Wahl konnte aber an dem 
Wahlergebnis selbst nichts geändert werden; denn die FDP lag im 
Wahlkreis 7 (Wetzlar) des Landes Hessen mit 27 710 Stimmen im 
Vorsprung. Die nächste Partei war die SPD mit 27 430 Stimmen. 
Selbst in dem unwahrscheinlichsten Falle, daß alle restlichen Wähler 
die SPP gewählt hätten, hätte dieser Umstand an dem Ausfall der 
Wahlen nichts geändert. 

Infolgedessen mußte der Einspruch zurückgewiesen werden. 


Reditsmittelbelelirung : 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes über das 
♦ Bundesverfassungsgericht vom 12. März 1951 (Bundesgesetzblatt 

Teil I Seite 243) das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundes- 
verfassungsgericht binnen einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses 
unter den im § 48 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes angegebenen 
Voraussetzungen zulässig. 
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